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 Kultur, Sport und Schule 

 Verwaltungsmodernisierung und Umlandbeziehungen 

       

Beschluss am:    

Betreff 

Kommunale Daseinsvorsorge und interkommunale Zusammenarbeit schützen - 
Wasserversorgung und Abwasserreinigung gehören in die öffentliche Hand 
 

Beschlussvorschlag 

Die Stadtvertretung der Landeshauptstadt Schwerin 
 
Lehnt die vorliegende Richtlinie der Europäischen Kommission im Hinblick auf die Regelun-
gen zur Konzessionsvergabe im Bereich der Wasserversorgung und von Sozialdienstleis-
tungen ab  
Unterstützt die Position des Deutschen Städtetages bezüglich der geplanten EU – Richtlinie 
zur Vergabe von Wasserkonzessionen - fordert das Europäische Parlament auf, die Richtli-
nie mit dem Ziel der Stärkung der kommunalen Daseinsvorsorge zu überarbeiten. Sozial-
dienstleitungen und die Wasserversorgung sollten vom Geltungsbereich der Richtlinie aus-
genommen bleiben. 
Sieht insbesondere auch Nachbesserungsbedarf bei den Regelungen zur interkommunalen 
Zusammenarbeit.  
Fordert den Landtag und die Landesregierung auf, sich für die genannten Ziele gegenüber 
der Europäischen Kommission, dem Ministerrat und dem Europäischen Parlament einzuset-
zen. 
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Begründung 

Der Zugang zu sauberem und gesundem Wasser ist ein Grundrecht. Die Wasserversorgung 
bedarf daher eines besonderen Schutzes und darf nicht zur freien Handelsware werden. 
Dies droht jedoch durch die von der Europäischen Kommission geplante Einbeziehung von 
Dienstleistungskonzessionen in das Vergaberecht. Damit fallen auch Konzessionen im Hin-
blick auf die Daseinsvorsorge unter die Ausschreibungspflicht der europäischen Binnen-
marktregelung. Insbesondere betroffen wäre der Bereich der Wasser- und Abwasserwirt-
schaft. 
 
Der Richtlinienentwurf erschwert aber auch die interkommunale Zusammenarbeit und 
schafft eine komplexe und unsichere Rechtslage.  Die Richtlinie darf nicht dazu führen, die 
kommunale Selbstverwaltung einzuschränken oder die Vorteile und Chancen der bestehen-
den Möglichkeiten zur interkommunalen Zusammenarbeit zu reduzieren.  
 
Die Richtlinie erschwert die öffentliche Erbringung von Dienstleistungen in Zeiten knapper 
Haushaltskassen und immenser demografischer Herausforderungen. Dabei braucht es ge-
rade aus diesen Gründen eine enge öffentliche Kooperation, um die Potenziale zur Moder-
nisierung und Effektivierung von Dienstleistungen zu nutzen. Der Spielraum für kommunale 
Unternehmen, sich wirtschaftlich zu betätigen, wird durch die Einbeziehung der Dienstleis-
tungskonzessionen in das Vergaberecht und Regulierungsvorschläge zur interkommunalen 
Zusammenarbeit eingeschränkt. Betroffen sind insbesondere kommunale Unternehmen, an 
denen bereits Private beteiligt sind. Diese werden jetzt praktisch zu einer europaweiten 
Ausschreibung von Dienstleistungen gezwungen. 
 
Die Richtlinie setzt für verbundene Unternehmen (Stadtwerke) und öffentlich-öffentliche Ko-
operation (z.B. kommunale Zweckverbände) sehr enge Definitionen. So müssen 80 Prozent 
des Gesamtumsatzes für die Eignerkommune erbracht werden, eine private Beteiligung soll 
ausgeschlossen werden und Kommunen sollen bei Kooperationen künftig nur noch arbeits-
teilig vorgehen dürfen.  
 
Die Richtlinie erschwert darüber hinaus die Verwaltungsmodernisierung. Öffentliche Koope-
rationen bieten ein großes Potenzial für Einsparungen. Sie sind wichtig für die Bewältigung 
der Herausforderungen des demografischen Wandels. Synergieeffekte der interkommuna-
len Zusammenarbeit werden erschwert. Kann eine Kommune die notwendigen Investitionen 
nicht allein bewältigen wird sie zur Privatisierung gezwungen, anstatt die eventuell viel näher 
liegende Lösung in Form in einer interkommunalen Zusammenarbeit zu wählen. 

 

Das Thema bewegt viele Bürgerinnen und Bürger in der Bundesrepublik. Nach einer reprä-
sentativen FORSA Umfrage lehnen 82 Prozent der Bevölkerung die Pläne aus Brüssel ab. 
Eine aktuelle Unterschriftenaktion von Campact unterzeichneten bereits mehr als 200.000 
Bundesbürger. Die Europäische Bürgerinitiative „Wasser ist Menschenrecht“ unterzeichne-
ten bereits mehr als eine 1,2 Millionen EU Bürger. Letztere fordert den garantierten Zugang 
zur Wasserversorgung, die Aufgabe der Liberalisierungsversuche und die Erarbeitung eines 
Gesetzesvorschlages, der das Menschenrecht auf Wasser und sanitäre Grundversorgung 
entsprechend der UNO Resolution im Jahr der internationalen Zusammenarbeit zum Thema 
Wasser. Nähere Informationen unter http://www.right2water.eu/de. 

 
 
 
 
 

http://www.right2water.eu/de
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nur auszufüllen bei haushaltswirksamen Beschlüssen 

Mehrausgaben / Mindereinnahmen in der Haushaltsstelle:  

 
Deckungsvorschlag:  

 
Mehreinnahmen/Minderausgaben in der Haushaltsstelle:  

 
 
 
 

Daniel Meslien 
Fraktionsvorsitzender                                               

 Gerd Böttger 
Fraktionsvorsitzender                                               

   
 
 
 
 

 
 

  

 


